
PE755.837v01-00

Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-003150/2023
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Alexandra Geese (Verts/ALE)

Betrifft: Mögliche Verstöße gegen das Gesetz über digitale Dienste durch X (vormals Twitter) vor 
dem Hintergrund der jüngsten Berichte über den Entwurf einer Verordnung zur 
Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern

Am 13. Oktober 2023 wurde in der Zeitung De Volkskrant berichtet1, dass der Account EU Home 
Affairs auf X.com (vormals Twitter) eine politische Werbekampagne im Zusammenhang mit dem 
derzeit laufenden Gesetzgebungsverfahren zum Entwurf einer Verordnung zur Prävention und 
Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern unterstützt habe. Nach dieser Veröffentlichung 
wurde die Sichtbarkeit des X-Accounts des Journalisten Danny Mekić, der den Artikel in der Zeitung 
De Volkskrant verfasst hatte, eingeschränkt. Tatsächlich bestätigen Drittanbieter-Tools eine 
Suchvorschlagssperre sowie eine allgemeine Suchsperre. Danny Mekić erhielt jedoch vonseiten der 
Plattform X keine Begründung (Artikel 17 des Gesetzes über digitale Dienste), wodurch eine 
Beschwerde nach Artikel 20 unmöglich ist. Darüber hinaus scheinen auch zwei weitere Personen, die 
sich auf der Plattform X zu der Geschichte geäußert haben – die Journalistin und Wissenschaftlerin 
Marieke Kuypers und der Technologieexperte Bert Hubert –, von Sichtbarkeitsbeschränkungen 
betroffen zu sein, ohne eine Begründung dafür erhalten zu haben.

1. Untersucht die Kommission diese Angelegenheit als möglichen Verstoß gegen das Gesetz über 
digitale Dienste?

2. Wurden diese Sichtbarkeitsbeschränkungen von einer Generaldirektion oder einem Referat der 
Kommission oder einer Organisation, die mit der Kommission zusammenarbeitet, wie Thorn, 
beantragt?

Eingang: 25.10.2023

1 Artikel in der Zeitung De Volkskrant: https://dannymekic.com/202310/undermining-democracy-the-european-
commissions-controversial-push-for-digital-surveillance.


